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Gender Mainstreaming in Wissenschaft und Forschung
Jutta Dalhoff, Inken Lind, Andrea Löther
Wie kaum eine andere Begrifflichkeit innerhalb der langen Diskussion um Gleichberechtigung zwi-
schen Frauen und Männern hat der Terminus Gender Mainstreaming innerhalb vergleichsweise kur-
zer Zeit auch über Fachkreise hinaus eine hohe Popularität erreicht. Gender Mainstreaming ist inzwi-
schen zu dem zentralen Schlagwort innerhalb der Debatte um Chancengleichheit avanciert.
Während Frauenförderung in den 60er und 70er Jahren vor allem über rechtliche Gleichstellung von
Frauen und Männern und in den 80ern vor allem mit speziellen Programmen betrieben wurde, hat
sich inzwischen die Einsicht durchgesetzt, dass eine de iure Gleichstellung und punktuelle Förderung
noch keine de facto Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern bedeutet.
Mit der Verwendung des englischen Begriffs gender und der Betonung der sozialen Konstruktion
von Geschlecht hat ein prinzipieller Paradigmenwechsel stattgefunden: Der Betrachtungsschwer-
punkt liegt beim Gender Mainstreaming–Ansatz nicht mehr allein auf der Gruppe der ‚benachteilig-
ten’, ‚defizitären’ Frauen, sondern auf beiden Geschlechtern und den Verhältnissen zwischen ihnen.
Ziel des Gender Mainstreaming–Ansatzes ist es, Chancengleichheit auf allen politischen Ebenen und
in allen gesellschaftlichen Bereichen durch die Einbeziehung der Gender-Perspektive in den ‚Haupt-
strom’ (mainstreaming) allen politischen Handelns herzustellen. Das Gender Mainstreaming Prinzip
stellt somit eine umfassende und alle politischen Ebenen betreffende (Handlungs-)-Strategie zur
Verwirklichung von Chancengleichheit dar.
1 Zur Karriere des Begriffs ‚Gender Mainstreaming’
Gender Mainstreaming ist nur schwer ohne Bedeutungsverlust ins Deutsche zu übersetzen, daher hat
sich der Gebrauch der englischen Begrifflichkeit weitgehend durchgesetzt. Gender steht für das so-
ziale Geschlecht und beinhaltet in diesem Zusammenhang die Gender-Perspektive, die in den politi-
schen Mainstream (=Hauptstrom) zu integrieren ist. Die Gender-Perspektive soll also nicht mehr als
Sonderthema, sondern als elementarer Bestandteil aller Politiken betrachtet werden. Als die am ehes-
ten der Komplexität der Ziele, Begrifflichkeit, Instrumente und Kriterien entsprechende Übersetzung
schlägt Ebeling (2000) „..durchgängiges Leitprinzip Chancengleichheit bzw. integrale Dimension
Chancengleichheit...“ vor (vgl. Ebeling, 2000, 407).
Die Frage, wann der Begriff entstanden ist bzw. breitere Verwendung fand, wird in den zahlreichen
Veröffentlichungen und Broschüren zu Gender Mainstreaming unterschiedlich beantwortet. Kon-
sens besteht dahingehend, dass auf der 4. Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking der Gender Main-
streaming-Ansatz erstmals einen breiten Bekanntheitsgrad erreichte und Eingang in die politische
Debatte fand. Daher wird dieses Ereignis häufig als Geburtsstunde des Gender Mainstreaming Kon-
zepts im heutigen Sinne bezeichnet.
Doch bereits in den späten 60er Jahren taucht der Begriff vereinzelt in der Literatur zur Entwick-
lungsarbeit auf, hier zumeist im Zusammenhang mit der Betonung der Rolle der Frauen für die Im-
plementierung struktureller Entwicklungsmaßnahmen.
Auf der dritten Weltfrauenkonferenz 1985 in Nairobi wurde erstmals auf internationaler Ebene eine
bessere Einbeziehung weiblicher Interessen in die Entwicklungsarbeit diskutiert und das Ziel formu-
liert, für alle politischen Ebenen und EntscheidungsträgerInnen der Entwicklungsarbeit ein umfas-
sendes politisches Konzept für die Gleichstellung der Frau zu entwickeln und dessen Umsetzung zu
garantieren.
Der Gender Mainstreaming–Ansatz hat seine „Karriere“ also als entwickungspolitisches Konzept
begonnen. Seit Mitte der 80er Jahre wurden vermehrt auch außerhalb von Entwicklungspolitik in der
internationalen Literatur neue querschnittliche Herangehensweisen an Frauenförderung unter die-
sem Begriff subsummiert. Auch innerhalb der deutschen Frauenpolitik wurde die Notwendigkeit der
Einbeziehung der Geschlechterperspektive in alle gesellschaftlichen und politischen Ebenen bereits
in den frühen 80er Jahren diskutiert und gefordert (vgl. Schunter-Kleemann, 1998).
Auf der vierten Weltfrauenkonferenz 1995 wurde das Gender Mainstreaming–Konzept um die For-
derung ergänzt, vor jeder Entscheidung die unterschiedlichen Auswirkungen auf Frauen und Männer
zu analysieren. Mit der Pekinger Aktionsplattform nahmen 189 Staaten die Verpflichtung an, die Di-
mension Chancengleichheit in alle Politikbereiche und Maßnahmen zu integrieren und sicherzustel-
len, dass vor politischen Entscheidungen deren Auswirkungen auf Frauen und Männer analysiert
werden.
Auf EU-Ebene wurde Ende 1995 eine Kommissarsgruppe für Chancengleichheit eingesetzt und
1996 eine interdirektionale Arbeitsgruppe als vorbereitendes Gremium eingerichtet. Das Prinzip des
Gender Mainstreaming wurde dann in einer Mitteilung der Kommission vom Februar 1996 mit dem
Titel „Einbindung der Chancengleichheit in sämtliche politischen Konzepte und Maßnahmen der
Gemeinschaft“ ausformuliert und als innovative Handlungsmaxime für alle Gemeinschaftsbehör-
den, aber auch als eine die nationalstaatlichen Akteure verpflichtende Verhaltensregel, vorgeschla-
gen (Europäische Kommission 1996; vgl. Schunter-Kleemann, 1998; Ebeling, 2000).
Im Jahr 1997 folgte ein Strategiepapier zur konkreten Umsetzung des Gender Mainstreaming von der
interdirektionalen Arbeitsgruppe für Chancengleichheit. Im September 1997 wurde die Entschlie-
ßung des Europäischen Parlaments zur Unterstützung der Gender Mainstreaming Strategie verab-
schiedet. Diese enthält als wesentliche Umsetzungsschritte die Schaffung geeigneter Koordinie-
rungsstrukturen, die Erarbeitung von Bewertungskriterien, eine Überprüfung aller Legislativvor-
schläge, die Fortsetzung der Doppelstrategie (Gender Mainstreaming und spezielle Fördermaßnah-
men) sowie die geschlechtsspezifische Datenerhebung und Statistiken.
Mit dem Amsterdamer Vertrag von 1997 wird in Art. 2 und Art. 3 auf europäischer Ebene der förmli-
che Rahmen für das besondere Engagement der Gemeinschaft zur Förderung der Gleichstellung und
Einbeziehung der Chancengleichheit geschaffen. Gender Mainstreaming ist nunmehr als horizonta-
les Ziel für alle Gemeinschaftsaufgaben der Europäischen Union festgeschrieben. Vier Schritte sol-
len ab sofort den methodischen Rahmen für Gender Mainstreaming verbessern: 1. Bewusstseinsbil-
dung, 2. Schulung, 3. Routineverfahren und 4. die Gleichstellungsprüfung. Auch die sogenannte
„Doppelstrategie“ zur Umsetzung von Chancengleichheit wird 1998 offiziell eingeführt.
Mit der Übernahme der Definition von Gender Mainstreaming des Europarates durch die Europäi-
sche Kommission 1998 geht die EU über die Vorgaben der Peking-Konferenz hinaus, indem als Ziel
von Gender Mainstreaming explizit die Durchsetzung von Chancengleichheit genannt wird.
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Nach Abschluss der nationalen Ratifizierungsverfahren am 1.5.1999 ist der Amsterdamer Vertrag in
Kraft getreten; nunmehr besteht eine gesetzliche Verpflichtung für die Mitgliedsstaaten zur Umset-
zung des Gender Mainstreaming.
Das Gender Mainstreaming-Konzept kam also – ursprünglich aus der Entwickungspolitik stammend
– über die Vereinten Nationen und die Europäische Union in die Bundesrepublik Deutschland.
Im Juni 1999 erkannte das Bundeskabinett die Gleichstellung von Frauen und Männern als durchgän-
giges Leitprinzip der Bundesregierung an und sprach sich mit Bezug auf den Amsterdamer Vertrag
dafür aus, diese Aufgabe als Querschnittsaufgabe unter dem Begriff „Gender Mainstreaming“ zu för-
dern. Zur Umsetzung des Gender Mainstreaming–Ansatzes wurde eine interministerielle Arbeits-
gruppe unter Federführung des BMFSFJ eingerichtet, die im Mai 2000 ihre Arbeit aufgenommen hat.
2 Definitionen von Gender Mainstreaming
Trotz der Popularität und rechtlichen Verankerung von Gender Mainstreaming ist dies ein neuer
Schlüsselbegriff, über dessen grundsätzliche Bedeutung zwar weitgehend Einigkeit herrscht, bei
dessen konkreter Definition sich aber unterschiedliche Ausdeutungen in den verschiedenen Doku-
menten der Kommission finden lassen (vgl. Schunter-Kleemann, 1998, S. 27; Ebeling, 2000).
Die verschiedenen Begriffsbestimmungen setzen jeweils unterschiedliche Schwerpunkte, beispiels-
weise auf die Einbeziehung der Gleichstellung von Frauen in politisches Handeln, auf die Notwen-
digkeit zur Schaffung rechtlicher Instrumente oder auch auf die Bedeutung der genderspezifischen
Analyse von Entscheidungen. Andere wiederum zielen auf die Funktion des Gender Mainstreaming
als Prozess und Handlungsstrategie. Zusammenfassend lassen sich dennoch im wesentlichen drei
übereinstimmende Elemente identifizieren (vgl. Grundlagenpapier zu Gender Mainstreaming des
BMFSFJ):
1. Gender Mainstreaming bezieht sich auf Frauen und Männer und zielt auf die gesellschaftliche
Chancengleichheit beider Geschlechter
2. Gender Mainstreaming ist eine Strategie zur Erreichung der Gleichstellung
3. Gender Mainstreaming bedeutet eine Erweiterung der Themen und Verlagerung der Akteure: alle
Beteiligten müssen eine geschlechterbezogene Sichtweise einbringen in Bezug auf alle Entschei-
dungen und auf allen Ebenen
Tatsächlich liegt – wie Krell, Mückenberger und Tondorf in ihrem Papier zur Gender Mainstreaming
deutlich machen - eine „... kodifizierte Ausgestaltung und eine autorisierte Definition des Gender
Mainstreaming (...) bislang nicht vor“ (Krell u.a., 2000, S. 7).
Innerhalb der Europäischen Union ist das aktuellste und wissenschaftlich anerkannteste Dokument
zu Gender Mainstreaming der Bericht der Sachverständigenkommission vom März 1998, der in fran-
zösischer Sprache erschien und seit Juni 1998 in deutscher Übersetzung vorliegt. Dieser Bericht ent-
hält die heute meistzitierte und inzwischen weitestgehend anerkannte Definition zu Gender Main-
streaming. Mückenberger und Tondorf (2000; in Krell u.a.) weisen allerdings darauf hin, dass diese
vielzitierte Übersetzung der Definition von Gender Mainstreaming nicht vollständig korrekt sei. Die
angemessene Übersetzung laute vielmehr:
„Gender Mainstreaming besteht in der (Re-)Organisation, Verbesserung, Entwicklung
und Evaluierung der Entscheidungsprozesse, mit dem Ziel, dass die an politischer Ge-
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staltung beteiligten AkteurInnen den Blickwinkel der Gleichstellung zwischen Frauen
und Männern in allen Bereichen und auf allen Ebenen einnehmen.“(Krell u.a., S. 7)
Daneben existieren auch unterschiedliche Interpretationen von der politischen Reichweite des Gen-
der Mainstreaming–Ansatzes. So resümiert Schunter-Kleemann (1998):
„Einige sehen in mainstreaming einen zentralen Politikansatz, den es über alle Felder
und Ebenen der europäischen Politik hinweg anzuwenden gilt; andere negieren diese
weite Bedeutung und sehen das mainstreaming eher nur als ein untergeordnetes Prin-
zip, das nur Teile der Sozialfonds-Förderung betrifft.“ (Schunter-Kleemann, 1998, S.
26–27).
Die Auslegung von Gender Mainstreaming reicht also von der bloßen Sensibilisierung der Entschei-
dungsträgerInnen einerseits bis hin zu einer geschlechteregalitären Verteilung aller öffentlichen För-
dermittel. Letztere Position scheint auf formaler Ebene innerhalb der EU am ehesten in Schweden
verwirklicht zu werden.
3 Gender Mainstreaming und Frauenförderpolitik
Ein häufiges Missverständnis liegt in der Annahme, Gender Mainstreaming sei eine neue Strategie
der Frauenförderpolitik. Dieses hatte innerhalb der EU teilweise negative Folgen, indem Frauenför-
derprogramme mit Hinweis auf den Gender Mainstreaming–Ansatz gekürzt wurden (vgl. Ebeling,
2000).
Gender Mainstreaming ist aber gerade keine Frauenförderpolitik, sondern eine prozessorientierte
Handlungsstrategie bzw. ein Instrument zur Durchsetzung von Chancengleichheit. Der Hauptunter-
schied liegt in den beteiligten Akteuren und den konzeptionellen Ansatzpunkten. Während die Frau-
enförderpolitik die Beseitigung konkreter Problemstellungen und Benachteiligungen beinhaltet,
setzt Gender Mainstreaming bei allen politischen Entscheidungen an und ist insofern als Strategie
grundlegender.
Frauenförderung und Gender Mainstreaming werden heute als zwei sich ergänzende Ansätze be-
trachtet, wobei Gender Mainstreaming als übergeordnete, breitangelegte Handlungsstrategie fun-
giert, während die gezielte Frauenförderung ein konkretes, effektives Instrument innerhalb des Gen-
der Mainstreaming–Prinzips darstellt. Damit ist Gender Mainstreaming das handlungsleitende Prin-
zip, Frauenförderung dagegen die Konkretisierung dieses Prinzips, beispielsweise in der Personalpo-
litik (vgl. Stiegler, 2000, S. 20)
Die Funktion von Gender Mainstreaming lässt sich folgendermaßen umschreiben: Gender Main-
streaming bedeutet die Gestaltung von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in einer Weise, dass
sich die Geschlechterverhältnisse verändern. Hierbei geht es nicht um eine spezielle Förderung eines
Geschlechts, sondern um die Bereitstellung gleicher Chancen für beide Geschlechter (vgl. Stiegler,
2000, S. 20).
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Konkret bedeutet Gender Mainstreaming für die politische Praxis:
1. die Integration einer geschlechtssensibilisierten Perspektive,
2. die Betrachtung von Frauen und Männern,
3. die Integration der Geschlechterfrage als Querschnittsaufgabe und
4. geschlechtsspezifische Wirkungsanalysen
Von der Europäischen Kommission wurde ein drei-stufiges Modell entwickelt, das im Grundsatz auf
alle institutionellen Bereiche angewandt werden kann. Es beinhaltet erstens die sogenannte „Dop-
pel-Strategie“, zweitens die Bewertung der geschlechtsspezifischen Auswirkungen (Gleichstel-
lungsprüfung) und drittens die Mobilisierung aller Kommissionsdienststellen, die Verankerung von
Verantwortung, Training und Sensibilisierung der Verantwortlichen sowie Monitoring der Daten.
Dabei ist die sogenannte Doppelstrategie der wichtigste Grundsatz des Gender Mainstreaming, d.h.
die Betrachtung von Frauenförderung als gezieltes, effektives Instrument innerhalb des Gender
Mainstreaming-Prozesses (vgl. auch Schunter-Kleemann, 1998).
4 Gender Mainstreaming im Wissenschaftsbereich
4.1 EU–Forschungsförderung
Entsprechend den EU–Grundlinien wurde Gender Mainstreaming auch in die Forschungspolitik ein-
gebunden. Im 5. Forschungs–Technologie–Rahmenprogramm soll die Beteiligung von Frauen be-
sonders gefördert werden. Der Aktionsplan des Programms nennt dabei als Ziele, den Dialog zwi-
schen den Mitgliedsstaaten über Chancengleichheit zu fördern und ein Beobachtungssystem über die
Situation von Frauen in der Wissenschaft aufzubauen. Als konkrete Maßnahmen wurde u.a. das Re-
ferat „Women & Science“ eingesetzt. Gender Impact–Studien untersuchten für sieben Bereiche des
Rahmenprogramms sowohl die Beteilung von Frauen als Projektleiterinnen und in Entscheidungs-
gremien als auch die Integration von Gender–Aspekten in die Forschungsarbeiten.
Angestrebt wird ein Frauenanteil von 40% in den beratenden Versammlungen und den Gutachtergre-
mien und auf sämtlichen Ebenen der Durchführung und Verwaltung der Forschungsprogramme.
1999 und 2000 lag die Beteiligung von Frauen in den Gremien in den meisten Bereichen zwischen 10
– 30%, was eine Steigerung gegenüber den Vorgängerprogrammen bedeutet.
4.2 Hochschul– und Wissenschaftspolitik der Bundesregierung
Ansätze von Gender Mainstreaming finden sich auch im geltenden Hochschulrahmengesetz, indem
bei der staatlichen Finanzierung und der Evaluation die Erfüllung des Gleichstellungsauftrages als
ein Kriterium genannt wird. Auch in den Hochschulsonderprogrammen II und III sowie im neuen
Hochschul– und Wissenschaftsprogramm finden sich die entsprechenden Instrumente, wenn auch
ohne explizite Nennung des Ansatzes. In diesen Programmen waren und sind zum einen spezielle
Maßnahmen für Frauen vorgesehen, wie das Programm „Chancengleichheit für Frauen in Forschung
und Lehre“. Zum anderen wurden Zielmarken für die personenbezogenen Maßnahmen festgelegt.
Nach Angaben der BLK wurde dieses Ziel erreicht, alerdings unter Einrechnung der speziellen Frau-
enförderprogramme (BLK–Kommission, S. 19–20)
soFid Frauenforschung  2002/1 13
Gender Mainstreaming in Wissenschaft und Forschung
Im Bundesministerium für Bildung und Forschung wurde Chancengleichheit als Leitziel der laufen-
den Legislaturperiode festgelegt und im Haushaltsplan dieses Ministeriums für 1999 als Doppelstra-
tegie verankert: In den einzelnen Kapiteln ist vermerkt, dass verstärkt auf die Gleichstellung von
Frauen in Bildung und Forschung hingewirkt werden soll bzw. dass eine gleichberechtigte Beteili-
gung von Wissenschaftlerinnen angestrebt wird. Außerdem gibt es einen Haushaltstitel „Strategien
zur Durchsetzung von Chancengleichheit für Frauen in Bildung und Forschung“.
4.3 Worte und Taten: Der Schweizer Nationalfond
Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität Zürich untersucht am Beispiel des Schweizer Natio-
nalfonds (SNF), wieweit Bekenntnisse zum Gender Mainstreaming tatsächlich umgesetzt werden
(Maurer, 1999). Der SNF strebt explizit die Erhöhung des Frauenanteils an. Allerdings werden im
Bereich der Grundlagenforschung, in den 3/4 der Gelder fließen, gleichstellungspolitische Maßnah-
men nicht präzisiert, obwohl hier mit einem Frauenanteil von nur 11,9% (1998) deutlicher Hand-
lungsbedarf besteht. Dagegen wird bei den SNF–Förderprofessuren eine gleichmäßige Verteilung
der Geschlechter in den jeweiligen Forschungsdisziplinen angestrebt und eine minimale Gesamtquo-
te von 30% gesetzt. Als positives Beispiel nennt Maurer das mit 16 Mio. Franken dotierte Aktions-
programm Chancengleichheit, das projektgebunden Beiträge der Universitäten zur Chancengleich-
heit unterstützt und bei der Verteilung zugleich ein Anreizsystem schafft.
Eine solche detaillierte Analyse wäre auch für EU– und deutsche Programme sinnvoll, um die Um-
setzung von Gender Mainstreaming beurteilen zu können.
4.4 Erste Umsetzungsschritte im Wissenschaftsbereich
Die Umsetzung von Gender Mainstreaming an Hochschulen steckt noch in den Anfängen (vgl.
Schreck, 2002, 28–37). Ein erster und wichtiger Ansatz dabei wäre die Aufnahme von Gender Main-
streaming in das Leitbild oder in die Verfassung einer Hochschule. Beispiel für einen solchen Ansatz
ist die Universität Bielefeld:
Die Universität Bielefeld wirkt auf eine demokratische Geschlechterkultur hin und un-
terstützt die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Studium, Wissenschaft und For-
schung, bei der Selbstverwaltung und in allen Beschäftigungsbereichen. Zur Umset-
zung des Gleichstellungsauftrages fördert sie die Geschlechterkompetenz bei der Ent-
wicklung von Konzepten und Verfahren auf allen Ebenen und in allen Phasen durch al-
le an den Entscheidungsprozessen Beteiligten. (Grundordnung der Universität Biele-
feld, verabschiedet am  6.2.2002)
Weitere Handlungsfelder sind die Struktur– und Entwicklungsplanung, in die – im Sinne von Gender
Mainstreaming – Frauenförderpläne mit Ziel– und Zeitvorgaben zu integrieren sind. Damit einher
geht die Einbeziehung von Erfolgen in der Gleichstellung von Frauen und Männern in die interne
Mittelvergabe und in die Qualitätssicherung. Darüber hinaus muss die Geschlechterdimension in das
Handeln aller Entscheidungsträger und MitarbeiterInnen verankert werden. Dies setzt jedoch Kennt-
nisse und Fähigkeiten – nämlich Genderkompetenz – voraus, welche die Handelnden und die Organi-
sation Hochschule durch z.B. Gender Trainings oder Schulungen erst erwerben müssen.
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In einigen wenigen Hochschulen gibt es Ansätze, Gender Mainstreaming im Wissenschaftsbetrieb
umzusetzten.
Mit dem Rektorprojekt „Qualität und Innovation. Geschlechtergerechtigkeit als Reformstrategie
(QueR)“ will die Universität Dortmund Geschlechteraspekte in Reformstrategien und strukturelle
Veränderungen verankern, um so eine Qualitätsverbesserung insgesamt zu erreichen. Auf der zentra-
len Ebene geht es um die Integration von gleichstellungsrelevanten Aspekten in die Steuerungsin-
strumente (Review–Verfahren, Mittelverteilung, Controlling). Dezentral wurde der Schwerpunkt
auf vier Pilotfachbereiche gelegt, denen auf der Grundlage einer Organisationsdiagnose Ansatzpunk-
te und Konzepte zur Veränderung vorgeschlagen wurden (vgl. Roloff, 2001, Roloff 2002 sowie die
Webseite des Projektes: http://www.verwaltung.uni-dortmund.de/quer/).
An der Alice-Salomon-Fachhochschule für Sozialarbeit und -pädagogik Berlin hat sich eine Projekt-
gruppe mit Gender Mainstreaming beschäftigt, die bisherige Gleichstellungspolitik evaluiert und ein
Diskussionspapier als Beschlussvorlage für den Akademischen Senat erarbeitet. Danach sollen als
erste Schritte und Instrumente regelmäßig fortzuschreibende, geschlechtsspezifische Statistiken er-
stellt und ein Verfahren zur Gleichstellungsprüfung installiert werden (http://www.asfh-berlin.de/
gender-mainstreaming/Gender-mainstreaming_Diskussionsvorlage.html).
Die Organisation eines Gender Trainings und ebenfalls die Erarbeitung eines Grundsatzpapiers wa-
ren die ersten Ansätze der Arbeitsgruppe „Förderung von Wissenschaftlerinnen“ an der Universität
Bielefeld. Im Dezember 2001 fand eine ExpertInnentagung statt, deren Ergebnisse im Sommer 2002
publiziert werden (Baaken/Plöger 2002).
Die Universität Mainz startete im Januar 2002 ein Projekt, um Gender Mainstreaming zu implemen-
tieren. Schwerpunkt dieses Projektes ist es, den Ansatz in das Leitbild der Hochschule zu verankern.
Schließlich kann die Einführung des Total E–Quality Science Award, der im Mai 2002 erstmals ver-
liehen wurde, ein Anreiz zur Umsetzung von Gender Mainstreaming an Hochschulen und in For-
schungseinrichtungen sein. Der Award stellt ein Erhebungsinstrument zur Verfügung, um die
Gleichstellungspolitik einer Einrichtung zu überprüfen. Der Award dient der Integration von Gleich-
stellung in Qualitätssicherung und -management.
5 Chancen und Grenzen von Gender Mainstreaming
Einer der wesentlichen Vorteile von Gender Mainstreaming liegt darin, Fragen der Chancengleich-
heit zwischen den Geschlechtern auf eine breite gesellschaftliche Basis zu stellen und damit auf allen
Entscheidungsebenen ein Bewusstsein für mögliche Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern zu
schaffen. Mit dem Fokus auf Frauen und Männer wird einer einseitigen Diskussion von so genannten
Frauenfragen und der damit verbundenen Konnotation von Gleichberechtigung als reinem Frauen-
problem entgegengewirkt. Die Zielsetzung von Gender Mainstreaming auf strukturelle gesellschaft-
liche Veränderungen stellt eine Erweiterung der bisherigen Politik dar. Mit der zunehmenden Popu-
larität von Gender Mainstreaming hat auch die Einsicht Verbreitung gefunden, dass es eine ge-
schlechterneutrale Politik nicht geben kann. Dies ist sicherlich ein Novum und stellt in manchen ge-
sellschaftlichen Bereichen eine quasi revolutionäre Sichtweise dar.
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Die inzwischen fortgeschrittene rechtliche Verankerung des Gender Mainstreaming-Ansatzes inner-
halb der Europäischen Union bietet - auf formaler Ebene - vielfältige Ansatzmöglichkeiten und mit
der Etablierung von Gender Mainstreaming als top-down-Strategie wurde auf höchster politischer
Ebene die gesellschaftliche Relevanz von Fragen der Chancengleichheit herausgestellt. Mit der Be-
tonung der Doppelstrategie als wichtigstem Grundsatz sind breite Handlungsmöglichkeiten geschaf-
fen, um sowohl grundlegende strukturelle Veränderungen anzugehen und gleichzeitig Frauenförde-
rung als bewährtes Instrument zur Verbesserung von Chancengleichheit weiterhin einzusetzen.
Doch Gender Mainstreaming stößt auch an Grenzen der Machbarkeit und birgt, nach Meinung einer
Reihe ausgewiesener Fachfrauen, sogar gewisse Gefahren:
Entscheidender Kritikpunkt an Gender Mainstreaming ist, dass der Ansatz „Interessengegensätze
und Machtasymmetrien zwischen den Geschlechtern“ ausblende (Schunter–Kleemann, 2001, S. 24).
Das konflikthafte Potenzial von Entscheidungen wird ebenso ignoriert wie die Tatsache, dass dieje-
nigen, die den Ansatz umsetzen, Teil der „vergeschlechtlich–hierarchischen Strukturen und Normie-
rungspraktiken“ seien, die sie verändern sollen (Kotlenga / Smykalla, S. 27). Mit dem Schlagwort
„male-streaming“ wird dabei auch auf die Gefahr einer schleichenden Subsummierung von Frauen-
interessen in den politischen (männlichen) „mainstream“ aufmerksam gemacht.
Selbst die Eingebundenheit der AkteurInnen außer Acht lassend, setzt die Umsetzung von Gender
Mainstreaming ein hohes Maß an Sensitivität und Wissen hinsichtlich geschlechtsspezifischer Un-
terschiede und Chancenungleichheiten voraus. Es erscheint fraglich, ob die dafür notwendigen, um-
fassenden Schulungen z.B. in Form von Gender Trainings realisierbar sind. Ferner fehlen in vielen
Bereichen noch differenzierte, geschlechtsspezifisch aufbereitete Daten, die wiederum als Grundla-
ge für den Gender Mainstreaming-Prozess notwendig sind. Auch der mit dem Gender Mainstrea-
ming-Ansatz verbundene höhere bürokratische Aufwand wird häufig als Einschränkung für dessen
Umsetzbarkeit genannt.
Bis heute ist die Debatte um Gender Mainstreaming relativ theoriearm geführt worden, insbesondere
hinsichtlich des Gender-Konzepts, das u.a. aus der theoretisch-feministischen Diskussion der 70er
Jahre hervorgegangen ist (vgl. Gries / Holm / Stötzer). Wie bei Geschlechterpolitik insgesamt wird
auch bei Gender Mainstreaming mancherorts darauf hingewiesen, dass die Betonung der Unterschie-
de zwischen den Geschlechtern auch zur Stabilisierung von Mustern beitragen und sogar differenz-
konstruierend wirken könne. Kritik am Gender Mainstreaming–Ansatz bezieht sich dabei auf die Be-
trachtung von männlich-weiblich als bipolarer Analysekategorie, die für die Vielfalt heutiger Le-
bensentwürfe und Handlungsoptionen zu kurz greife. Hier erscheint u.U. die Einbeziehung von wei-
teren Analysekategorien sinnvoll, wie beispielsweise die Lebenssituationen mit und ohne Kinder.
Im Zusammenhang mit der Einführung des Gender Mainstreaming-Ansatzes sind in einigen Berei-
chen mit Verweis auf die neue Strategie Mittel für Frauenförderung gekürzt wurden. Dies hat in frau-
enpolitischen Kreisen z.T. zu massiver Kritik an Gender Mainstreaming geführt und das Vertrauen in
seine Umsetzbarkeit und in den politischen Willen der Verantwortlichen deutlich geschwächt. Inzwi-
schen wird in allen relevanten Publikationen betont, dass Gender Mainstreaming die Frauenförder-
politik nicht ersetzt, sondern vielmehr eine erweiterte Handlungsstrategie darstellt und die EU expli-
zit die Doppelstrategie als das wesentlichste Handlungsprinzip herausstellt. Dennoch kann für die
Zukunft nicht ausgeschlossen werden, dass die Notwendigkeit konkreter frauenspezifischer Maß-
nahmen aus dem Blickfeld gerät. Stiegler empfiehlt in diesem Zusammenhang:
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„Das effektivste Mittel, um die Aufrichtigkeit zu prüfen, ist immer noch die Analyse
der Anzahl der Personen, des Umfangs der finanziellen Mittel und der Aktivierung der
organisatorischen Potentiale, die für die Veränderung der Geschlechterverhältnisse
eingesetzt werden“. (Stiegler, 2000, S. 26)
Zudem wird bei der Propagierung des Gender Mainstreaming–Ansatzes die bisherige Frauenförder-
politik häufig vereinfachend dargestellt. Ohne genauere Analyse wird deren Erfolglosigkeit konsta-
tiert, um Gender Mainstreaming als erfolgsversprechendere Politik zu einzuführen (vgl. Weinbach,
8, Kotlenga / Smykalla, 26). Eine unzureichende Beachtung der bisherigen Erfolge und Misserfolge
kann jedoch auf den neuen Politik–Ansatz zurückfallend, zumal viele Umsetzungsschritte häufig be-
kannte Maßnahmen der bisherigen Frauenförderpolitik sind.
6 Resümee und Ausblick
Gender Mainstreaming ist ein sehr anspruchsvoller und von der Konzeption her umfassender Ansatz,
für dessen Umsetzung im Bereich Wissenschaft und Forschung bisher jedoch nur wenige konkrete
Ansätze zu verzeichnen sind. Für eine effektive Umsetzung ist ein hohes Maß an Professionalität,
Gender-Kompetenz und vor allem auch ‚Commitment’ bei den EntscheidungsträgerInnen notwen-
dig, wenn es nicht bei bloßen Absichtserklärungen bleiben soll. Zudem muss die Begrenztheit des
Ansatzes deutlich sein: Gender Mainstreaming kann als top–down–Ansatz die Geschlechterpolitik
von Organisationen oder Verwaltung verändern. Damit bietet Gender Mainstreaming eine Hand-
lungs- und Bewertungsstrategie für eine strukturelle Veränderung der Geschlechterbeziehungen
auch in der Wissenschaft. Der Ansatz kann bisherige Frauenförderpolitik weiterentwickeln. Auf kei-
nen Fall jedoch ersetzt Gender Mainstreaming Frauenpolitik und auf Interessendurchsetzung ange-
legte Politik von Frauen.
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Kompetenzzentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung
Center of Excellence Women and Science (CEWS)
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn
Das CEWS wird für den Zeitraum 2000 – 2005 vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
als eine international ausgerichtete Informations- und Koordinierungsstelle für alle Aktivitäten und
Kompetenzen im Bereich Frauen in Wissenschaft und Forschung gefördert.
Das Projekt steht im Rahmen der von Bundesministerin Edelgard Bulmahn eingeleiteten Politik zur
Durchsetzung von Chancengleichheit für Frauen in Bildung und Forschung. Ziel dieser Politik ist es,
bis zum Jahr 2005 den Anteil von Frauen an den Professuren von 10,5 Prozent im Jahr 2000 auf 20
Prozent und den Anteil von Frauen in Führungspositionen in den außerhochschulischen Forschungs-
einrichtungen von heute 5,1 Prozent ebenfalls deutlich zu erhöhen und damit die im internationalen
Vergleich schlechte Positionierung Deutschlands zu verbessern.
Das CEWS soll allen mit Chancengleichheit im Forschungs- und Wissenschaftsbereich und mit
Frauen- und Gender-Forschung befassten wissenschaftlichen Einrichtungen und Organisationen,
den Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie
Wissenschaftlerinnen aus dem In- und Ausland als Dienstleistungseinrichtung zur Verfügung ste-
hen. Zentrale Aufgabe ist es, Instrumente und Strukturen zur Planung, Durchsetzung und Überwa-
chung der Verwirklichung der Chancengleichheit und des Gender-Mainstreaming - Konzeptes im
Bereich von Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu entwickeln, bei der Umsetzung unter-
stützend zu wirken und den politischen Institutionen in diesen Fragen zuzuarbeiten. Dabei hat sich
das CEWS folgende Ziele gesetzt:
• eine deutliche Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen in Wissenschaft und Forschung,
• eine Effizienzsteigerung gleichstellungspolitischer Maßnahmen in Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen und
• die Verwirklichung des Gender-Mainstreaming als Grundsatz und Methode für alle Konzepte,
Prozesse und Maßnahmen in Wissenschaft und Forschung.
Vor diesem Hintergrund wurden fünf thematische Arbeitsschwerpunkte aufgebaut:
1. Hochschulen
2. Forschungseinrichtungen
3. Europäische Zusammenarbeit
4. Wissenschaftlerinnen-Datenbank FemConsult
5. Frauen- und Genderforschung
Arbeitsschwerpunkt Hochschulen
Noch immer nimmt der Frauenanteil an deutschen Hochschulen mit steigendem Qualifikationsni-
veau stetig ab. Während inzwischen fast 50 Prozent der Studienanfänger weiblich sind, sind nur 10,5
Prozent aller Professuren mit Frauen besetzt (Stand 2000). Um hier eine grundlegende Änderung er-
reichen zu können, sind gezielte Strategien und Maßnahmen erforderlich. Zentrales Anliegen im Ar-
beitsschwerpunkt Hochschulen ist es, diesen Prozess zu unterstützen und zu beschleunigen.
Zu den zentralen Aufgaben in diesem Bereich gehören insbesondere:
• die Information und Beratung über gleichstellungspolitische Instrumentarien und Fördermöglich-
keiten für Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte, Hochschulleitungen und Wissenschaftsorgani-
sationen,
• die Analyse, Evaluation und Weiterentwicklung von gleichstellungspolitischen Instrumentarien
an Hochschulen,
• die Entwicklung von Instrumenten zur Umsetzung des Gender - Mainstreaming an Hochschulen
und anderen Einrichtungen,
• die Koordinierung und Unterstützung der Arbeit der Bundeskonferenz der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten an Hochschulen in Deutschland.
Beispiele für die Arbeit in diesem Bereich sind:
• Hochschul- und Wissenschaftsprogramm (HWP) des Bundes und der Länder:
Analyse der Umsetzung des Fachprogramms „Chancengleichheit“ in den Bundesländern und
Evaluation des Frauenanteils in den übrigen Fachprogrammen. Konzept und Einstellung eines
HWP-Portals in das Internet, Veröffentlichung einer HWP-Broschüre mit best-practice-Bei-
spielen, Planung und Durchführung eines HWP-Kongresses.
• Entwicklung von Konzepten zur Initiierung gleichstellungspolitischer Prozesse an einzelnen
Hochschulen.
• Veröffentlichung einer Synopse aller gleichstellungsrelevanten Bestimmungen in den Hochschul-
und Gleichstellungsgesetzen der Länder.
• Durchführung eines ExpertInnengesprächs zum Thema Mentoring an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen.
• Untersuchung zur Auswirkung der Änderung der Qualifizierungswege im Hochschulbereich auf
die Karrierechancen von Frauen, z. B. Abschaffung der Habilitation – Einführung von Juniorpro-
fessuren, im internationalen Vergleich.
• Indikatorengesteuerte Finanzverteilung und Gleichstellung im Ländervergleich.
• Mitarbeit als „statistical correspondent“ für Deutschland bei der Erstellung europaweiter Statisti-
ken durch Eurogramme im Bereich Frauen in Wissenschaft und Forschung.
• Weiterführung und Aktualisierung eines Archivs der Bundeskonferenz der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten an Hochschulen.
Arbeitsschwerpunkt Forschungseinrichtungen
Ein wesentlicher Bestandteil der außerhochschulischen Forschung in Deutschland sind die gemein-
sam von Bund und Ländern geförderten Forschungseinrichtungen der
• Fraunhofer-Gesellschaft
• Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren
• Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften
• Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz
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Für diese gelten – im Gegensatz zu den Hochschulen - bisher bis auf wenige Ausnahmen keine
gleichstellungsrechtlichen Regelungen. Gleichwohl sind auch in diesen Forschungseinrichtungen
Maßnahmen ergriffen worden, um den Anteil an Wissenschaftlerinnen, insbesondere in Führungs-
positionen, zu erhöhen.
Die an diesem Prozess Beteiligten zu beraten und zu begleiten ist ein zentrales Anliegen des Arbeits-
schwerpunktes Forschungseinrichtungen, insbesondere
• die Beratung und Unterstützung der Geschäftsleitungen und aller weiterer mit Fragen der Chan-
cengleichheit befassten Gremien und Instanzen der Forschungszentren bei der Entwicklung und
Umsetzung gleichstellungspolitischer Instrumentarien,
• die Analyse, Evaluation und Weiterentwicklung von gleichstellungspolitischen Maßnahmen und
Instrumenten,
• die Entwicklung und Fortschreibung eines übergreifenden Berichtssystems für die Forschungs-
einrichtungen,
• die Stärkung der Vernetzung der mit Fragen der Chancengleichheit befassten Gremien, Arbeits-
kreise und Projekte der Wissenschaftsorganisationen,
• die Verbesserung der Vernetzung der Wissenschaftlerinnen der Forschungsorganisationen, Ver-
mittlung von Expertinnen, Referentinnen und Diskussionspartnerinnen.
Im Arbeitsschwerpunkt Forschungseinrichtungen sind folgende Projekte eingebunden:
• Trainings-Seminare für Wissenschaftlerinnen zur erfolgreichen Drittmittel-Einwerbung in den
Forschungs-Rahmenprogrammen der Europäischen Gemeinschaft.
• Erstellung eines Handbuches zum Thema „Chancengleichheit in den Forschungszentren“ als
übergreifendes Berichtssystem mit tabellarischen Informationen über alle Maßnahmen zur Ver-
besserung der Chancengleichheit und statistischen Daten zur Personalsituation in jährlicher Fort-
schreibung.
• Vorbereitung einer Broschüre mit best-practice-Beispielen aus den Forschungseinrichtungen im
Bereich Chancengleichheit.
• Durchführung und Dokumentation des internationalen Kongresses des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung zum Thema „Frauenförderung in Wissenschaft und Forschung – überhol-
ter Ansatz oder zukunftsweisende Politik?“ am 28.05. 2001 im Plenarsaal des Bundeshauses in
Bonn mit 450 TeilnehmerInnen.
• Drehbuchbearbeitung, Herstellungsbegleitung, Reproduktion und Vermarktung des zwanzigmi-
nütigen Videofilms „Chancengleichheit – Chance für die Wissenschaft“, der in deutscher und eng-
lischer Fassung im CEWS kostenlos bestellt werden kann.
• Konzeptualisierung, organisatorische und wissenschaftliche Begleitung sowie Evaluierung der
Ergebnisse eines bundesweiten Pilotprojektes zu Karriere- und Bewerbungstrainings sowie Coa-
ching für zukünftige Professorinnen und zur Vorbereitung auf Juniorprofessuren, als erstem Bau-
stein im Rahmen des Bundesprogrammes „Anstoß zum Aufstieg“. Die Karrieretrainings werden
für bisher insgesamt 520 Wissenschaftlerinnen in den Jahren 2002/03 durchgeführt, eine erneute
Ausschreibung ist für Winter 2002 geplant.
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Arbeitsschwerpunkt Europäische Zusammenarbeit
Mit dem Konzept des Gender Mainstreaming soll Chancengleichheit auch Eingang in die europäi-
sche Forschungs- und Wissenschaftspolitik finden. Im 5. Forschungsrahmenprogramm der EU wird
ein Frauenanteil von 40 Prozent an den Marie-Curie-Stipendien und an allen beratenden Versamm-
lungen und Gutachtergremien angestrebt.
Ziel des Arbeitsschwerpunktes Europäische Zusammenarbeit ist eine Vernetzung und Koordinie-
rung der Arbeit des Kompetenzzentrums mit europäischen und internationalen Netzwerken sowie ei-
ne Begleitung der EU-Förderprogramme, insbesondere:
• die Vermittlung von Unterstützung von Wissenschaftlerinnen bei der Beantragung der EU – For-
schungsförderung, Erstellen von Materialien, Organisation von Beratungsseminaren,
• die Begleitung und Analyse von EU-Forschungsprogrammen hinsichtlich der Verwirklichung des
Gender Mainstreaming,
• die Netzwerkarbeit mit europäischen und internationalen Einrichtungen im Bereich der Förderung
von Wissenschaftlerinnen und
• die Zusammenarbeit mit dem Referat „Women and Science“ der Europäischen Kommission, der
ETAN -Gruppe sowie der Helsinki-Gruppe.
Projekte in diesem Bereich sind:
• Trainings-Seminare für Wissenschaftlerinnen zur erfolgreichen Drittmittel-Einwerbung in den
Forschungsrahmenprogrammen der EU.
• Nutzung der Wissenschaftlerinnen-Datenbank FemConsult zur Gewinnung von Wissenschaftle-
rinnen als Gutachterinnen in den Evaluation Panels oder als Teilnehmerinnen von beratenden Ver-
sammlungen, z. B. in den Monitoring Panels der EU - Rahmenprogramme.
Wissenschaftlerinnen – Datenbank FemConsult
Ein wichtiges Modul für die Arbeit der Vernetzung und der Serviceleistung stellt die Datenbank
FemConsult dar. FemConsult ist eine Datenbank für Wissenschaftlerinnen aller Fachdisziplinen aus
Deutschland, Österreich und der Schweiz. FemConsult enthält z. Zt. ca. 7.000 aktualisierte Datensät-
ze promovierter bzw. habilitierter Wissenschaftlerinnen aller Fachdisziplinen mit Namen, Anschrif-
ten, Fachrichtungen, Lehr- und Forschungsschwerpunkten sowie Hochschul- und Institutszugehö-
rigkeit, Berufserfahrung und Venia Legendi. Sie ist damit die größte Datenbank dieser Art in Europa.
Die Datenbank dient als „Nachwuchsbörse“ und als „Expertinnen- und Gutachterinnenbörse“.
Mit FemConsult sollen Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Ministerien sowie Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte der Einrichtungen bei der Suche nach qualifizierten Wissenschaftlerin-
nen unterstützt werden, um den Frauenanteil bei der Besetzung von Professuren und anderer Füh-
rungspositionen im wissenschaftlichen Bereich zu erhöhen. Die Datenbank kann darüber hinaus
auch bei der Suche nach Lehrstuhlvertretungen, Gutachterinnen und Expertinnen für Vorträge, Gre-
mien- und Ausschusstätigkeiten genutzt werden.
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Die Datenbank soll im Laufe des Jahres 2002 ins Internet gestellt, international ausgebaut und ver-
netzt werden. Gleichzeitig wird die Datenbank erweitert durch Weiterentwicklung der Fächer- und
Schwerpunktsystematik.
Ein wichtiges Anliegen in diesem Zusammenhang ist das Bemühen um die Aufnahme weiterer Wis-
senschaftlerinnen, vorrangig auch aus den außeruniversitären Forschungseinrichtungen und dem eu-
ropäischen Ausland.
Frauen- und Genderforschung
Frauen- und Genderforschung hat sich in den letzten Jahrzehnten in Lehre und Forschung sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb der Hochschulen und Forschungseinrichtungen etabliert. Im Arbeits-
schwerpunkt Frauen- und Genderforschung soll ein Netzwerk zur Information über solche Institutio-
nen, die Forschungsprojekte sowie deren Ergebnisse via Internetplattform aufgebaut werden; dies
soll zur Herstellung und Vernetzung frauenforschungsförderlicher Strukturen beitragen, die dann
gestaltenden Einfluss nehmen auf Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung.
Dazu werden empirische Forschungsergebnisse und aktuelle Informationen aus dem Bereich Frauen
in Wissenschaft und Forschung thematisch aufbereitet und öffentlich zugänglich gemacht.
Das beinhaltet im einzelnen:
• die empirischen und theoretischen Arbeiten zu den Bedingungsfaktoren der Marginalisierung von
Frauen im Wissenschaftsbetrieb,
• die spezifischen Interventionskonzepte und deren Evaluation,
• die Literaturdatenbank zu „Ergebnisse der Frauen- und Geschlechterforschung zum Thema Frau-
en in Wissenschaft und Forschung“ wird über den Server der Universitäts-Bibliothek im Internet
zugänglich gemacht,
• die Ableitung von Empfehlungen auf der Grundlage des aktuellen Wissensstandes,
• die Vernetzung von WissenschaftlerInnen im Bereich Frauen- und Genderforschung und Erstel-
lung einer diesbezüglichen „Institutionen-Datenbank“ und
• die Organisation von Tagungen, Kongressen und Workshops zu dieser Thematik.
Das CEWS- Internetportal (www.cews.uni-bonn.de), der regelmäßig erscheinende umfassende
elektronische Newsletter und die Schriftenreihe cews publik spiegeln die vielfältigen Arbeitsberei-
che und die umfassenden Ergebnisse der Arbeit des CEWS deutlich wider.
Kompetenzzentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung
Universität Bonn, Poppelsdorfer Allee 15, 53115 Bonn
Tel. 0228 - 73 48 35, Fax: 0228 - 73 48 40
cews-info@cews.uni-bonn.de
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